Pressemitteilung  
Die Bürgerinitiativen der Verwaltungsgemeinschaft Aßling üben scharfe Kritik an der Ebersberger Stimmkreisabgeordneten Christa Stewens (CSU). Die ehemalige Sozial- ministerin war Berichterstatterin in Sitzungen im Bayer. Landtag vom 12.11. und 01.12.09, 

in denen die Petition der Initiativen behandelt wurde. Dabei hat sie die von rund 4700 Bürgern aus ganz Bayern unterstützte Mobilfunkpetition der Initiativen im Landtag zu einem lokalen Einzelfall verharmlost. 

Damit hat die Abgeordnete auch erreicht, dass die gleichzeitig behandelte und im Wortlaut identische Petition des Bund Naturschutz, die die Petition der Initiativen unterstützen sollte, abgelehnt wurde. Den Initiativen liegt ein Sitzungsprotokoll vor, das diesen ungeheuerlichen  Vorgang dokumentiert.

Die Initiativen sehen in dieser Ablehnung aber auch ein Zeichen dafür, dass es der Bayer. Staatsregierung ein Dorn im Auge ist, dass eine in der Öffentlichkeit so bekannte Institution, wie der Bund Naturschutz Bayern, eine Mobilfunkpetition von Bürgerinitiativen unterstützt.

Hintergrund: Die zahlreichen Hinweise von Bürgern und Kommunen aus ganz Bayern, die den Initiativen, insbesondere dem Aßlinger Verein Mobilfunk mit Grenzen, seit Jahren zu- gehen, waren der Anlass gewesen, im März diesen Jahres gemeinsam eine Petition zu erstellen.

In ihrer Petition fordern die Initiativen umgehende Vorsorgemaßnahmen zum Schutz der Bevölkerung vor elektromagnetischen Strahlen sowie eine Änderung der Bayer. Bauord- nung, welche es den Kommunen ermöglicht, ihre Mobilfunkversorgung, unabhängig von der Anlagenhöhe, eigenverantwortlich zu bestimmen. In einem dritten Punkt wird eine gesetzlich festgelegte Gleichbehandlung von Mobilfunkbetreibern, Kommunen und Bürgern gefordert.

Wegen der grundsätzlichen und überregionalen Bedeutung hatte auch der Bund Naturschutz Bayern die Initiativen durch eine eigene gleichlautende Petition unterstützt, weshalb auch der Landesbeauftragte des Bund Naturschutz Bayern, Richard Mergner, an der Übergabe der Petition der Initiativen im Bayer. Landtag teilgenommen hat.

Kurz vor der Sitzung am 12.11.09 hatte die Abgeordnete ein Gespräch mit dem Bürger-

meister und Vertretern des Bürgerforums Frauenneuharting im Landkreis Ebersberg geführt, in dem diese um Unterstützung für ihr lokales Anliegen gebeten hatten. Obwohl die Kommune € 7.000.-- für ein Standortgutachten aufgewendet hatte, konnte sie nicht ver- hindern, dass im Oktober diesen Jahres in der Ortmitte ein weiterer Sendemast errichtet wurde. Deshalb wurden in diesem Gespräch auch die Forderungen der Petition erwähnt.

Im Landtag hat Christa Stewens dann erklärt, diese lokale Situation in Frauenneuharting sei Hintergrund und Inhalt der Petition. Deshalb müsse von ihr die Petition der Initiativen inhaltlich anders bewertet werden, als die wortgleiche Petition des Bund Naturschutz Bayern. Die Abgeordnete führte dazu wörtlich aus: „Bei der Petition des Bürgerforums in meiner 

Gemeinde Frauenneuharting hat sich der Inhalt nach einem Gespräch mit dem Bürger- meister und dem Bürgerforum, also mit den Initiatoren dieser Petition, als völlig anders herausgestellt“. 

Darüber sind die Initiativen empört. Das Ereignis in Frauenneuharting veranschaulicht zwar eindrucksvoll, dass die Forderungen der Petition berechtigt sind. Diese lokale Situation in Frauenneuharting im Landtag aber jetzt als Hintergrund und Inhalt für die Petition zu er- klären, entbehrt jeder Grundlage. 

Dies allein schon deshalb, da die Petition der Initiativen bereits im März diesen Jahres, also sieben Monate vor der Situation in Frauenneuharting, erstellt und zur Sammlung von Unter- schriften in Umlauf gebracht wurde. Auch hatte die Abgeordnete das Gespräch nicht mit „den Initiatoren der Petition“ geführt und es handelte sich auch nicht um die „Petition des Bürger- forums Frauenneuharting“. 

Darüber hinaus widerspricht es allen demokratischen Grundregeln, dass zwei wortgleiche Petitionen unterschiedlichen Inhalts sein sollen und deshalb unterschiedlich behandelt werden, so die Initiativen. Dazu die Abgeordnete wörtlich „Ich möchte nochmals klar sagen, dass sich bei der Petition des Bundes Naturschutz der Inhalt völlig anders darstellt“.

Nachdem die Abgeordnete die Petition zu einem Einzelfall erklärt hat, sind auch die rund 4700 Unterschriften, die der Petition beigefügt waren, unter den Tisch gefallen. Unter- schriften von Bürgern aus ganz Bayern, die für eine Vielzahl von derartigen lokalen Einzel- fällen sowie Verstößen gegen den Mobilfunkpakt Bayern stehen, ebenso wie die vielen Unterstützer der Petition des Bund Naturschutz. 

Auch widerspricht es jedem demokratischen Verständnis, so die Initiativen, dass die Abgeordnete und die Bayer. Staatregierung auf der einen Seite das lokale Anliegen einer Kommune „als Material“ aufnimmt und andererseits die Anliegen von vielen tausend Bürgern völlig ignoriert. Deshalb ist die Aussage der Abgeordneten „dass man die Sorgen und Ängste der Bürger aktiv aufnehmen und diesen in der Behandlung der Petition entsprechend begegnen muss“ eine Farce.

Die falschen Schlussfolgerungen von Christa Stewens hatten für die Petition der Initiativen zur Folge, dass diese nur im Hinblick auf das lokale Ereignis in Frauenneuharting berück- sichtigt und mit Material an die Staatsregierung überwiesen wurde; für die Petition des Bund Naturschutz, dass sie gegen die Stimmen von SPD, Freien Wählern und Grünen abgelehnt wurde.

Die Mitglieder des Ausschusses wurden von einigen Abgeordneten mehrfach auf den gleichen Inhalt der Petitionen hingewiesen und eine Ungleichbehandlung bemängelt. Hans Jürgen Fahn (FW) führte dabei aus: „Es drängt sich der Verdacht auf, dass hier der Bund Naturschutz abgestraft werden soll“. 

So wird in der Bayer. Staatsregierung Politik gemacht!
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